


 

solchen Ansteuerns diskutiert: Arbeiter einer Textilfabrik in
Pakistan, die im Wesentlichen f�r eine einzelne deutsche
Textilh�ndlerin �ußerst preiswerte Kleidung produzierten,
verstarben bei einem Brand in der pakistanischen Fabrik.
Der Kl�gervertreter der pakistanischen Gesch�digten und
Hinterbliebenen erhob nun Klage vor deutschen Gerichten
gegen die deutsche Textilh�ndlerin wegen der Arbeitsbedin-
gungen in der pakistanischen Fabrik und den hieraus resul-
tierenden Todesf�llen.

Der Fall wirft ganz verschiedene h�chst spannende Fragen
auf, so etwa ob ein entsprechender Gerichtsstand in
Deutschland gegeben ist, ob pakistanisches Recht auf den
Fall Anwendung findet und, so dies zu bejahen ist, wie die
Regelungen des pakistanischen Rechts ausgestaltet sind.

II. Der Ausgangsfall: Brand in einer
pakistanischen Textilfabrik

Am 11. 9. 2012 brannte in Karatschi, Pakistan, eine Textilfa-
brik; dabei wurde das Hauptgeb�ude der Fabrik nahezu voll-
st�ndig zerst�rt. Nach Augenzeugenberichten brach der
Brand im Erdgeschoss der Fabrik aus, wo in Kunststoff
verpackte Stoffballen Feuer fingen. Mangels gesonderter
Feuermelder in diesem Lager wurde der Brand erst bemerkt,
als die Stoffballen die h�lzerne Zwischendecke zum dar�ber
befindlichen Geschoss ebenfalls in Brand gesetzt hatten.
Zum Zeitpunkt des Brandes befanden sich nahezu 1000
Menschen in der Fabrik; nach offiziellen Angaben forderte
der Brand mindestens 260 Tote sowie zahlreiche Verletzte.
Diese sehr hohe Zahl an Toten und Verletzten war insbeson-
dere darauf zur�ckzuf�hren, dass sich das Feuer aufgrund
der baulichen M�ngel sehr schnell ausbreitete und es an
Sicherheitsmaßnahmen fehlte, so etwa an Notausg�ngen
und Fluchttreppen. �berdies waren die vorhandenen Fenster
massiv vergittert, und es mangelte auch an einer ad�quaten
Brandbek�mpfungsausr�stung.4

Die pakistanische Fabrik produzierte seit 2007 in wohl er-
heblichem Umfang f�r eine deutsche Textilh�ndlerin.5 Nach
deren Eigendarstellung betreibt diese Textilh�ndlerin mehr
als 3000 Filialen in 8 europ�ischen L�ndern; sie gilt als „die
Billigkette“ unter den Bekleidungsh�ndlern. Die Produktion
erfolgt dabei durch Zulieferbetriebe weltweit, insbesondere
jedoch in China, Bangladesch und Pakistan. Gesch�ftsbezie-
hungen zu den ausl�ndischen Zuliefererbetrieben werden
dabei zun�chst durch eine Mittelsfirma hergestellt; im wei-
teren Verlauf der Gesch�ftsbeziehungen werden sodann
�blicherweise direkte vertragliche Beziehungen mit den je-
weiligen Zuliefererbetrieben aufgenommen.6 Der �ffentli-
chen Berichterstattung und auch den Stellungnahmen der
Parteien und ihrer Prozessvertreter ist zu entnehmen, dass
die Beklagte zwar �berwiegend langfristige Gesch�ftsbezie-
hungen mit ihren Zuliefererbetrieben anstrebt, jedoch keine
formellen Rahmenvertr�ge mit diesen abschließt; es handelt
sich wohl um auf laufender Basis getroffene, jeweils neue
Vereinbarungen.

Die Beklagte verweist in ihrer �ffentlichkeitsarbeit darauf,
dass sie Verantwortung f�r die Arbeiter in ihren Zulieferbe-
trieben �bernehme.7 So berichtet sie in einem Nachhaltig-
keitsbericht aus dem Jahre 2010,8 dass sie „[w]ie die meisten
Handelsunternehmen […] keine eigenen Fabriken [unter-
halte], sondern mit Herstellern und Lieferanten vor Ort zu-
sammen [arbeite]. Deshalb [wolle man] sichergehen, dass
jeder, der mit seiner Arbeit zu unserem Erfolg beitr�gt, dies

unter angemessenen Bedingungen tut und seine Rechte voll-
st�ndig wahrnehmen kann.“

Wesentlicher Aspekt dieser Wahrnehmung von Verantwort-
lichkeit ist eine durch die Beklagte geforderte schriftliche
Verpflichtung der Zuliefererbetriebe, ein sog. code of con-
duct. Dieser regelt die Einhaltung von Mindeststandards in
den Zulieferfabriken und dient als Grundlage der Handels-
beziehungen der Beklagten. In diesem code of conduct fin-
det sich etwa folgende Passage:

„Der Arbeitsplatz und das Aus�ben der T�tigkeit d�rfen den Ar-
beitnehmer, seine Gesundheit und Sicherheit nicht gef�hrden.
Eine sichere und saubere Arbeitsumgebung sollte gew�hrleistet
sein. Gesundheit am Arbeitsplatz und Sicherheitspraktiken sol-
len gef�rdert werden, sodass Unf�llen und Verletzungen vorge-
beugt wird.“9

Ob der code of conduct durch die Zulieferbetriebe eingehal-
ten wird, �berpr�ft die Beklagte mittels Auditgesellschaften
und einer firmeneigenen Corporate Social Responsibility (=
CSR)-Abteilung.10

Die deutsche Textilh�ndlerin wird nunmehr von �berleben-
den und Hinterbliebenen des Ungl�cksfalles in Pakistan vor
dem Landgericht Dortmund in Anspruch genommen. Dieser
Klage vorausgegangen waren intensive Vergleichsverhand-
lungen im Jahre 2014: Die deutsche Textilh�ndlerin hatte
1 Mio. US-$ als Entsch�digungssumme eingestellt und bot
an, dass der bestehende Bedarf an materiellen Entsch�di-
gungen durch ein Verfahren ermittelt werden sollte, welches
bereits bei dem Ungl�ck der eingest�rzten Textilfabrik11 in
Rana Plaza in Bangladesch zur Anwendung kam. In Rana
Plaza wurde ein solches Verteilungsverfahren durch die In-
ternational Labour Organization (ILO) durchgef�hrt, weil
in der dort eingest�rzten Fabrik eine vergleichsweise große
Zahl unterschiedlicher Unternehmen ihre Produkte hatten
fertigen lassen. Diese Unternehmen zahlten sodann Geld in
einen Entsch�digungsfonds ein, welches nach einem fixen
Schl�ssel an die Betroffenen ausgezahlt wurde. Erkennbar
war das dortige Verfahren der ILO darauf ausgelegt, die Ent-
sch�digung einer Vielzahl von Herstellern zu koordinieren.
Gerade dies ist jedoch vorliegend erkennbar nicht der Fall,
sodass die Gesch�digten und die Hinterbliebenen der Opfer
das Angebot der deutschen Textilunternehmerin ablehnten.
Nach Darstellung der Kl�gervertreter hatte man den Ein-
druck gewonnen, dass mit dem aufwendigen Ermittlungs-
verfahren gleichsam auf Zeit gespielt werden sollte. Außer-
dem h�tten die geleistete Entsch�digung auch keinerlei
Schmerzensgeldbetr�ge umfasst.
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4 Die Beklagte r�umte die M�ngel in der Fabrik ein und erkl�rte �berdies,
dass Zulieferer in Hinkunft zu garantieren haben, dass Feuerl�scher und
Notausg�nge vorhanden sind; vgl. Hamburger Morgenpost vom 8. 12.
2012.

5 Vgl. die Darstellung des European Center for Constitutional and Human
Rights, online unter: ahttps://www.ecchr.eu/de/879.htmlA (22. 2. 2017)
und Der Spiegel, Zuverl�ssiger Lieferant vom 22. 10. 2012, online unter:
ahttp://www.spiegel.de/spiegel/print/d-89234400.htmlA (22. 2. 2017).

6 Vgl. Der Spiegel, Zuverl�ssiger Lieferant vom 22. 10. 2012, online un-
ter: ahttp://www.spiegel.de/spiegel/print/d-89234400.htmlA (22. 2.
2017).

7 Vgl. Nachhaltigkeitsbericht 2010, online unter: ahttp://www.kik-texti
lien.com/unternehmen/de/verantwortungA (22. 2. 2017).

8 Vgl. Nachhaltigkeitsbericht 2010 (Fn. 7), S. 24.
9 Vgl. Code of Conduct, unter: ahttp://www.kik-textilien.com/unterneh

men/fileadmin/media/blaetterkataloge/COC_DE/index.htmlA (22. 2.
2017).

10 Vgl. Nachhaltigkeitsbericht 2010 (Fn. 7), S. 27 f.
11 In Rana Plaza verloren im Jahr 2013 1138 Textilarbeiter ihr Leben,

mehr als 2000 wurden verletzt.
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III. Internationaler Gerichtsstand

Bei grenz�berschreitenden Anspr�chen bestimmt sich die
internationale Zust�ndigkeit der Gerichte der europ�ischen
Mitgliedstaaten in erster Linie nach der Br�ssel Ia-Verord-
nung (EuGVVO).12 Nach den allgemeinen Vorschriften der
Artt. 4 Abs. 1 i.V.m. Art. 63 Abs. 1 EuGVVO ist dabei zu-
allererst das Gericht am allgemeinen Gerichtsstand der Be-
klagten an ihrem satzungsm�ßigem Sitz, ihrer Hauptverwal-
tung oder ihrer Hauptniederlassung f�r jedwede Klagen ge-
gen sie international zust�ndig. Im vorliegenden Fall d�rfte
es sich dabei also um deutsche Gerichte handeln, weil die
beklagte Vertriebskette ihren satzungsm�ßigen Sitz in
Deutschland,13 genauer in Westfalen hat. Dass jener der Kla-
ge zugrunde liegende Sachverhalt außerhalb Europas spielt,
ist f�r die Anwendbarkeit der EuGVVO unerheblich: Es ge-
n�gt f�r die Anwendbarkeit der Verordnung jeder Auslands-
bezug auch zu einem beliebigen Drittstaat, wobei dieser
auch außerhalb der Europ�ischen Union belegen sein kann.14

Zu bedenken w�re allenfalls, dass das deutsche Gericht nach
Artt. 33, 34 EuGVVO das Verfahren aussetzen k�nnte, so-
fern wegen der geltend gemachte Anspr�che ein Verfahren
vor den Gerichten eines Drittstaates anh�ngig w�re. F�r die
folgende Untersuchung soll unterstellt werden, dass dies
nicht der Fall ist.

IV. Anwendbares Recht

Das wohl zust�ndige Landgericht Dortmund hat sodann das
auf den Fall anwendbare Recht zu bestimmen. Da die Kl�-
ger, wie sogleich zu er�rtern sein wird, Anspr�che aus uner-
laubten Handlungen geltend machen d�rften, richtet sich die
Bestimmung des anwendbaren Rechts nach der Rom II-Ver-
ordnung (Rom II VO).15 Die Rom II VO sieht in Art. 4
Abs. 1 vor, dass bei Anspr�chen aus unerlaubter Handlung
das Recht des Staates anzuwenden ist, in dem der Schaden
eintritt, unabh�ngig davon, in welchem Staat das schadens-
begr�ndende Ereignis oder indirekte Schadensfolgen ein-
getreten sind. Ausnahmen von diesem Grundsatz bestehen
allein in den F�llen des gemeinsamen gew�hnlichen Aufent-
halts von Sch�diger und Gesch�digtem oder einer offen-
sichtlich engeren Verbindung (Art. 4 Abs. 2 und 3 Rom II
VO). Eine Rechtswahl der Parteien ist in den Grenzen des
Art. 14 Abs. 1 Rom II VO zul�ssig. Der Schadenseintrittsort
liegt unzweifelhaft in Pakistan; eine engere Verbindung zu
einem anderen Recht ist vorliegend nicht ersichtlich, und es
ist f�r die folgende Untersuchung davon auszugehen, dass
die Parteien kein anderes Recht nach Eintritt des Schadens-
ereignisses gew�hlt haben. Damit ist vor dem Landgericht
Dortmund pakistanisches Recht zur Entscheidung �ber die
Sache berufen.

V. Rechtslage nach deutschem Recht –
ein kurzer Vergleich

Bevor man sich dem pakistanischen Recht zuwendet, gilt es,
sich zun�chst der deutschen Rechtslage in der gebotenen
K�rze zu versichern. Mangels vertraglicher Abrede zwi-
schen den pakistanischen Arbeitern und der deutschen Tex-
tilh�ndlerin scheiden Anspr�che hieraus aus; ein Anspruch
aus Vertrag mit Schutzwirkung zugunsten Dritter scheitert
daran, dass die Arbeiter einen eigenen, direkten vertragli-
chen Anspruch gegen ihren Arbeitgeber, die Betreiber der
pakistanischen Fabrik innehaben, sie also nicht schutzw�r-
dig sind.16 Etwaige Anspr�che aus § 831 BGB setzten den

Nachweis voraus, dass die Betreiber der pakistanischen Fa-
brik – jedenfalls hinsichtlich ihrer eigenen Arbeiter – f�r die
deutsche Textilh�ndlerin als weisungsgebundene Verrich-
tungsgehilfen t�tig wurden und dass die deutschen Textil-
h�ndlerin ein Auswahlverschulden trifft. F�r Anspr�che aus
§ 823 Abs. 2 BGB i.V.m. dem bereits angesprochenen code
of conduct fehlt es an dessen Qualit�t als Schutzgesetz i.S.d.
Art. 2 EGBGB, weil es sich nicht um staatlich gesetztes
Recht handelt.17

Nachdem vorliegend keine reinen Verm�genssch�den be-
gehrt werden, sondern Leben, K�rper und Gesundheit der
Arbeiter gesch�digt wurden, ist zuletzt eine Haftung nach
§ 823 Abs. 1 BGB zu bedenken. Der deutschen Textilh�nd-
lerin ist gegen�ber den pakistanischen Arbeitern gewiss kein
aktives Tun anzulasten; allerdings k�nnte sie f�r Unterlassen
derjenigen Maßnahmen haften, die ein umsichtiger und ver-
st�ndiger, in vern�nftigen Grenzen vorsichtiger Angeh�riger
der betroffenen Verkehrskreise f�r notwendig und ausrei-
chend halten durfte, um die pakistanischen Arbeiter vor
Sch�den zu bewahren.18 Hierf�r h�tten die pakistanischen
Arbeiter nachzuweisen, dass die deutsche Textilh�ndlerin
eine f�r eine solche Haftung notwendige Verkehrssiche-
rungspflicht traf, sie also mit dem Bezug von Waren der pa-
kistanischen Fabrik eine f�r einen sachkundig Urteilenden
naheliegende Gefahr19 f�r die pakistanischen Arbeiter schuf
oder unterhielt. Gesetzt, dass dies gel�nge, k�nnte die deut-
sche Textilh�ndlerin sodann darlegen und beweisen, dass sie
diese Verkehrssicherungspflicht an die Inhaber der pakista-
nischen Fabrik – wom�glich mittels des code of conduct –
wirksam delegiert habe und sich ihre Verkehrssicherungs-
pflichten auf Kontroll- und �berwachungspflichten verk�rzt
h�tten.20 Den pakistanischen Arbeitern obl�ge damit zu gu-
ter Letzt der Beweis, dass die deutsche Textilh�ndlerin eben
jenen Kontroll- und �berwachungspflichten nicht hinrei-
chend nachgekommen ist.
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12 VO (EG) Nr. 2001/44 �ber die gerichtliche Zust�ndigkeit und die Aner-
kennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handels-
sachen, ABl. L 2001/12, 1; die VO wurde im 10. 1. 2015 durch die VO
(EU) Nr. 1215/2012, ABl L 2012/351, 1, ersetzt, die hier besprochenen
Normen gelten nach der VO 1215/2012 unter neuer Z�hlung fort.

13 Es d�rfte sich bei dem international zust�ndigen Gericht um das Land-
gericht Dortmund handeln, weil die Beklagte nach eigenen Angaben ih-
ren Sitz in B�nen hat.

14 Vgl. nur EuGH, 1. 3. 2005, C-281/02, Owusu gegen Jackson,
ECLI:EU:C:2005:120 = RIW 2005, 292; EuGH, 14. 11. 2013, C-478/
12, Maletic gegen lastminute.com, ECLI:EU:C:2013:735 = RIW 2014,
148.

15 VO (EG) Nr. 864/2007 des Europ�ischen Parlaments und des Rates vom
11. 7. 2007 �ber das auf außervertragliche Schuldverh�ltnisse anzuwen-
dende Recht („Rom II“), Abl. L 199/2007, 40.

16 BGH, 15. 2. 1978 – VIII ZR 47/77, BGHZ 70, 327; BGH, 20. 3. 1995 –
II ZR 205/94, BGHZ 129, 136; BGH, 2. 7. 1996 – X ZR 104/94, BGHZ
133, 168; BGH, 22. 7. 2004 – IX ZR 132/03, NJW 2004, 3630; BGH,
22. 7. 2004 – IX ZR 132/03, NJW 2004, 3630; BGH, 18. 2. 2014 – VI
ZR 383/12, BGHZ 200, 188; BGH, 24. 4. 2014 – III ZR 156/13, NJW
2014, 2345; BGH, 9. 10. 2014 – III ZR 68/14, NJW 2014, 3580; BGH,
28. 1. 2015 – XII ZR 201/13, NJW 2015, 1098; Palandt/Gr�neberg,
75. Aufl. 2015, § 328 Rn. 18.

17 Vgl. statt aller Br�ggemeier, Haftungsrecht: Struktur, Prinzipien,
Schutzbereich, 2006, S. 536.

18 Vgl. BGH, 31. 5. 1994 – VI ZR 233/93, VersR 1994, 996; BGH, 2. 3.
2010 – VI ZR 223/09, NJW 2010, 1967.

19 Vgl. BGH, 3. 2. 2004 – VI ZR 95/03, NJW 2004, 1449.
20 Vgl. etwa BGH 8. 12. 1987 – VI ZR 79/87, VersR 1988, 516; BGH, 17.

1. 1989 – VI ZR 186/88, VersR 1989, 526; BGH, 4. 6. 1996 – VI ZR 75/
95, VersR 1996, 1151; BGH, 22. 1. 2008 – VI ZR 125, 07, NJW 2008,
1440. Zu bedenken ist dabei, dass nach h.M. in jenen F�llen, in denen
ein nicht in den Betrieb eingebundener Dritter, insbesondere ein Fachun-
ternehmen, die Versicherungspflicht �bernimmt, sich der �bertragende
im Allgemeinen auf deren Erf�llung verlassen darf; vgl. BGH, 22. 7.
1999 – III ZR 198/98, NJW 99, 3633; BGH, 1. 10. 2013 – VI ZR 369/12,
VersR 14, 78.
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Es zeigt sich, dass der Fall schon nach deutscher Rechtslage
�beraus komplexe Probleme aufwirft.

VI. Rechtslage nach pakistanischem Recht

1. Vorbemerkung

Aus der Perspektive deutscher Rechtswissenschaftler mag
es zun�chst auf den ersten Blick fragw�rdig anmuten, wenn
f�r die nachfolgende Diskussion des Falles statt auf pakista-
nisches Recht imWesentlichen englisches Recht herangezo-
gen wird. Dies ist jedoch aus historischen wie auch tats�ch-
lichen Gr�nden begr�ndet: Anders als Deutschland hat das
Vereinigte K�nigreich eine lange koloniale Geschichte, die
sich auch auf dem indischen Subkontinent nachverfolgen
l�sst. Diese enorme Landmasse war ehedem britischer Kron-
kolonie, und die Kolonialherren f�hrten 1726 u.a. ihr B�r-
gerliches Recht, also das common law ein. Bekanntlich
nahm die indische Unabh�ngigkeitsbewegung 1885 mit der
Gr�ndung des Indischen Nationalkongresses Gestalt an, je-
doch sah sich die muslimische Minderheit im hinduistisch
dominierten Kongress nicht hinreichend repr�sentiert, so-
dass 1906 die Muslimliga (All-India Muslim League) ge-
gr�ndet wurde. Obgleich es noch in den 1930er Jahren Ver-
suche gab, die Spannungen zwischen Hindus und Moslems
zu �berbr�cken, kam es im Zuge der Unabh�ngigkeit der
Kronkolonie 1947 letztlich zur Spaltung in ein �berwiegend
von Hindus bewohntes Indien und den muslimischen Staat
Pakistan.

Der neu gegr�ndete Staat konzentrierte sich dabei zun�chst
nicht auf die Entwicklung eines eigenst�ndigen B�rgerli-
chen Rechts, sondern schrieb in dem bis heute g�ltigen Art
268 Abs. 1 seiner Verfassung fest, dass s�mtliches bis dahin
bestehenden Recht bis auf Widerruf weiterbestehen solle.21

Dies umfasst damit ebenfalls die b�rgerlich-rechtlichen Re-
geln des common law. Der Beweis f�r eine solche Vernach-
l�ssigung des eigenen Rechts durch Weiterbestehen des
common law zeigt sich dabei u.a. auch darin, dass bis 1950
der letzte Rechtsbehelf gegen Entscheidungen pakistani-
scher Gerichte nicht etwa in der damaligen Hauptstadt
Karatschi lag, sondern weiterhin beim Privy Council in Lon-
don.22

In einer Situation, in der ein neu gegr�ndeter, religi�s fun-
dierter Staat auf eine zwar fremde, aber immerhin doch sehr
reichhaltige Doktrin des B�rgerlichen Rechts verweisen
kann, darf es daher nicht erstaunen, wenn eigene Regeln
zum Haftpflichtrecht nicht auf der Agenda standen – und bis
heute nicht stehen. Noch 2012 hat der pakistanische Oberste
Gerichthof ausgef�hrt, dass die �bereinstimmung in dem
hier interessierenden Bereich des Haftpflichtrechts so groß
sei, dass das Haftungsrecht des Landes im hier relevanten
Bereich in großem Ausmaß dem englischen Recht entspre-
che.23 Das Standardwerk und dem Vernehmen nach24 auch
der akademische Unterricht zum pakistanischen Haftpflicht-
recht diskutieren demgem�ß auch keineswegs Entscheidun-
gen pakistanischer Gerichte als Pr�judizien, sondern solche
aus Großbritannien.25 Zivilrechtler k�nnten hier einwenden,
dass das Haftpflichtrecht als recht unpolitisches Fach jeden-
falls vom indischen Nachbarstaat profitiert haben m�sse.
Doch auch dort lag und liegt es eher selten26 anders. Zwar
ließ die indische Regierung noch zur Kolonialzeit den
h�chstangesehenen Sir Frederick Pollock ein spezifisch auf
Indien zugeschnittenes Haftpflichtgesetzbuch ausarbeiten,27

freilich kam es nie zu dessen Einf�hrung, sodass auch hier

eine eigenst�ndige indische Entwicklung bereits im Keim
erstickt wurde.28 Und auch heute machen indische Richter
keinen Hehl daraus, dass sie sich an englischen Quellen
orientieren.29

Damit ist im Folgenden englisches Haftpflichtrecht, wo im-
mer auch m�glich angereichert durch pakistanische Ent-
scheidungen und Gesetze, zu er�rtern.

Jenes Recht des common law hat sich – anders als das kodi-
fizierte Recht Kontinentaleuropas – entlang von Einzeltat-
best�nden der Rechtsprechung, den torts entwickelt. In die-
sen Spezialtatbest�nden werden einzelne Fallgruppen er-
fasst, wobei jeder dieser Haftungstatbest�nde �blicherweise
nur spezifische, eng umschriebene Interessen gegen eine be-
stimmte Form der Verletzung sch�tzt. Jeder tort verf�gt �ber
selbstst�ndige, in den jeweiligen Pr�zedenzf�llen erarbeitete
anspruchsbegr�ndende und -vernichtende Merkmale.30

Nicht das Gesetz ist die entscheidende Rechtsquelle, son-
dern das systematisch erschlossene, bindende Pr�judiz und
die tief verwurzelte �berzeugung, dass jeder Fall upon its
own facts entschieden werden m�sse.31 Nur dort, wo das
case law nicht zur �berzeugenden L�sung eines Falles aus-
reicht, greift der Gesetzgeber ein, dessen Ziel dabei �bli-
cherweise nicht die systematische Analyse und Positivie-
rung des geltenden (Fall-)Rechts ist, sondern die Korrektur
von Fehlentwicklungen.32

Daher sollte es nicht �berraschen, wenn nachfolgend nur
einzelne, in einschl�gigen Pr�zedenzf�llen gebildete Regel-
beispiele und -merkmale er�rtert werden, die u. E. auf den
Fall Anwendung finden k�nnten. �hnliches gilt f�r die
sprachliche Darstellung.33 Es ist, soweit m�glich, vermieden
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21 Article 268: Continuance in force, and adaptation of certain laws: „1.
Except as provided by this Article, all existing laws shall, subject to the
Constitution, continue in force, so far as applicable and with the necess-
ary adaptations, until altered, repealed or amended by the appropriate
Legislature.“

22 Vgl. Privy Council (Abolition of Jurisdiction) Act, 1950.
23 Khan v Haleem (2012) CLD (SC) 6 (2011) 8. Es finden sich jedoch auch

Verweise auf das indische Recht, etwa Khanzada v Sherin 1996 CLC
1440. Freilich beruht auch das indische Haftpflichtrecht in großen Teilen
auf dem common law englischen Zuschnitts; dazu sogleich.

24 Vgl. unter: ahttp://suraj.lums.edu.pk/~ro/?go=download&path=%2F
2011–2012%2FFall+Semester+2011–2012&file=LAW+222–Law+of+
Tort.pdfA (6. 11. 2016).

25 Naeem, Scope and Application of Law of Tort in Pakistan, 1991.
26 Nota benewird etwa die Haftung aus Rylands v Fletcher deutlich weiter

als in England verstanden.
27 Pollock, The Law of Torts: A Treatise on the Principles of Obligations

arising from Civil Wrongs in the Common Law: to which is added the
Draft of a Code of Civil Wrongs prepared for the Government of India,
4. Aufl. 1895.

28 Vgl. Basu, Torts in India: Dharmic Resignation, Colonial Subjugation,
or Underdevelopment? 100 South Atlantic Quarterly 4, 1053; Galanter,
India’s Tort Deficit: Sketch for a Historical Portrait, in: Engel/McCann,
Fault Lines: Tort Law as Cultural Practice, 2010, S. 47 ff.

29 Vgl. M.C. Mehta v. Union of India, 1987 SCR (1) 819 = 1987 SCC (1)
395 = JT 1987 (1) = 1 1986 SCALE (2)1188; Narayan, India, in: Stijns,
International Encyclopedia of Laws, vol. 2 (26. Erg�nzungsband 2012),
S. 67 ff.

30 Vgl. Oliphant, The Nature of Tortious Liability, in: Oliphant, The Law
of Tort, 2. Aufl. 2007, Rdnr. 1.3; Jones, Principles of Liability in Tort,
in: Jones (Hrsg.) Clerk & Lindsell on Torts (20. Aufl. 2010), Rdnrn.
23 ff.

31 Vgl. Bell, Sources of Law, in: Burrows, English Private Law, 2. Aufl.
2007, Rdnr 1.23 ff., 1.61 ff.

32 Vgl. Thiede, Internationale Pers�nlichkeitsrechtsverletzungen, 2010,
Rdnr. 3/1 ff.

33 Vgl. Legrand, A Diabolic Idea, in: Hartkamp/Hesselink/Hondious/Jous-
tra/du Perron/Veldman, Towards a European Civil Code, 3. Aufl. 2004,
S. 245 ff.; ders., The same and the different, in: Legrand/Munday, Com-
parative Legal Studies: Traditions and Transitions, 2003, S. 240 ff.; Si-
monnæs, Legal Comparison as a Prerequisite to Legal Translation, in:
Helland/Koch, Nordic and Germanic LegalMethods, 2014, S. 23 ff.
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worden, technische Begrifflichkeiten der deutschen Rechts-
sprache zu verwenden, um Leser von einem m�glicherweise
unbewussten Vorverst�ndnis und von gesetzesrechtlich ge-
pr�gten Denkmustern34 abzuhalten.

2. M�gliche Anspruchsgrundlagen

F�r die Begr�ndung der durch die Kl�ger geltend gemachten
Anspr�che sind insgesamt drei verschiedene M�glichkeiten
denkbar. Zun�chst k�nnten die Kl�ger eine verschuldens-
unabh�ngige Haftung dahingehend vortragen, dass die deut-
sche Textilh�ndlerin f�r die rechtswidrigen Handlungen der
pakistanischen Hersteller hafte. Eine solche Haftung w�rde
dann greifen, wenn das Verh�ltnis zwischen der deutschen
Textilh�ndlerin und der pakistanischen Fabrik dem Verh�lt-
nis zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer �hnelte. Man
spricht von einer vicarious liability. �berdies w�re es denk-
bar, einerseits das Verh�ltnis zwischen der deutschen Textil-
h�ndlerin und der pakistanischen Fabrik als Auftraggeber-
und Auftragnehmerverh�ltnis zu qualifizieren – in diesem
Fall w�re eine liability for agents denkbar –, oder anderer-
seits eine nicht delegierbare Pflicht des deutschen Textilver-
triebs anzunehmen (non-delegable duty). Sodann k�nnte die
deutsche Textilh�ndlerin aus Fahrl�ssigkeit haften (tort of
negligence), und zwar aufgrund einer Sorgfaltspflicht, wel-
che die Beklagte den pakistanischen Arbeitern schuldete.
Zuletzt geht es bei der vorliegend gemachten Klage wohl
nur am Rande um die Anspr�che der verletzten Arbeiter,
sondern vielmehr um die Anspr�che der Hinterbliebenen
der verstorbenen Arbeiter, sodass auch diese er�rtert wer-
den.35

3. Haftung aus „vicarious liability“

a) Grundlagen

Die vicarious liability des common law ist eine verschulden-
sunabh�ngige Haftung einer Person f�r die unerlaubte Hand-
lung eines Anderen.36 Die Grundlagen dieses Rechtsinstituts
k�nnen weit zur�ckverfolgt werden. Urspr�nglich erfasste
die vicarious liability zun�chst nur das Verh�ltnis zwischen
Herr (master) und Diener (servant) und wurde mit einer
social policy-Erw�gung begr�ndet: Es sei schlicht gerechter,
wenn nicht ein Dritter, sondern der Herr die Folgen einer un-
erlaubten Handlung seines Dieners trage.37 Im Laufe der
Zeit und den mit dem Zeitablauf einhergehenden gesell-
schaftlichen Entwicklungen wurde das Rechtsinstitut der vi-
carious liability nicht etwa aufgegeben, sondern den neuen
gesellschaftlichen Umst�nden angepasst. Demgem�ß haben
die Gerichte den urspr�nglichen Anwendungsbereich (Herr
und Diener; Arbeits- und Dienstverh�ltnisse)38 auf Rechts-
verh�ltnisse ausgedehnt, die Arbeitsverh�ltnissen �hnlich
sind (relationships akin to employment).39 Aber – wie so ty-
pisch f�r die �berkommenen Rechtsinstitute des common
law – wurde das wesentliche Grundprinzip, namentlich die
Unterscheidung zwischen servants bzw. nach heutigem Ver-
st�ndnis zwischen Arbeits- und arbeits�hnlichen Rechtsver-
h�ltnissen40 und nicht abh�ngig Besch�ftigten (independent
contractors), beibehalten. F�r letztere independent contrac-
tors haftet der Herr bzw. der „Arbeitgeber“ nicht aus vica-
rious liability im engeren Sinne.41

Hinsichtlich der damit entscheidenden Abgrenzung zwi-
schen Arbeits- und arbeits�hnlichen Rechtsverh�ltnissen
und unabh�ngigen Unternehmern richten sich die Gerichte
keineswegs nach vertraglichen Klauseln oder der �ußerlich

Form des jeweiligen Rechtsverh�ltnisses, sondern nehmen
die Beurteilung anhand des tats�chlichen Inhalts der Be-
sch�ftigung vor.42 Dabei ist gerade in der j�ngeren Recht-
sprechung eine gewisse Neugestaltung des Schutzbereichs
zu verzeichnen, die augenscheinlich der Anpassung des
Rechtsinstituts auf moderne Besch�ftigungsverh�ltnisse
dient und wohl auch auf eine Aufrechterhaltung des Schutz-
niveaus gerichtet ist.43 W�hrend in der Vergangenheit oft-
mals die jeweilige Kontrolle des jeweiligen Herren oder Ar-
beitgebers als allein ausschlaggebend angesehen wurde,44

hat die Rechtsprechung diese als recht starr empfundene Vo-
raussetzung zugunsten einer Beurteilung des Verh�ltnisses
im konkreten Einzelfall45 aufgegeben.

F�r diese Einzelfallbeurteilung orientieren sich Gerichte an
verschiedenen Regelbeispielen und -merkmalen zur Beant-
wortung der Frage, ob ein relevantes, arbeits�hnliches Ver-
h�ltnis vorliegt. Im Pr�zedenzfall E v English Province of
Our Lady of Charity46 wurden zun�chst die nachfolgenden
benannt: Kontrolle, Organisation (wie zentral ist die T�tig-
keit f�r den Gesch�ftsinhalt?), Integration in der organisato-
rischen Struktur der (vermeintlichen) „Arbeitgeber“, und
der so genannte entrepreneur test hinsichtlich der Frage, ob
der (vermeintliche) servant auf eigene Rechnung t�tig ist.47

In Catholic Child Welfare Society (CCWS)48 wurden diese
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34 Vgl. Koziol/McGrath, Is style of reasoning a fundamental difference be-
tween the common law and the civil law?, RabelsZ 78 (2014), 709.

35 Denkm�gliche vertragliche Anspr�che, so etwa aus dem Contract
(Rights of Third Parties) Act 1999, § 1 werden vorliegend nicht er�rtert,
weil diese Anspr�che ganz erheblich von den – den Autoren nicht zu-
g�nglichen – Vereinbarungen zwischen Textilh�ndlerin und Zulieferer
abh�ngen und angesichts einer recht weitgehenden Privatautonomie im
pakistanischen Recht die Vermutung dahingehend berechtigt erscheint,
dass aus den Liefervertr�gen zwischen der deutschen Textilh�ndlerin
und der pakistanischen Fabrik den pakistanischen Arbeitern wohl keine
selbstst�ndig klagbaren Rechte erwachsen d�rften.

36 Das common law sieht im Gegensatz zum § 831 Abs. 1 BGB, § 1315
ABGB, Art. 55 OR, eine breite, verschuldensunabh�ngige deliktische
Haftung ohne Entlastungsm�glichkeit f�r Verrichtungsgehilfen vor.
Vgl. zur Rechtslage im deutschsprachigen Raum HKK/Kannowski,
2013, §§ 831–839a, 841 Rdnrn. 6, 8–12.

37 Hern v Nichols (1700) 1 Salk 289; Sir Robert Wayland’s Case (1706) 3
Salk 234.

38 Vgl. Giliker, Vicarious Liability in Tort. A Comparative Perspective,
2010, S. 12 f.; Ibbetson, A Historical Introduction to the Law of Obliga-
tions, 1999, S. 69 f.;Wigmore, Responsibility for tortious acts: its history
(1894) 7 Harvard Law Review 383.

39 Vgl. Various Claimants v Catholic Child Welfare Society [2013] 2 AC 1;
Cox v Ministry of Justice [2016] 2 WLR 806; aus der Literatur:Witting,
Street on Torts, 14. Aufl. 2015, S. 630 ff.

40 Die Terminologie ist z.T. nicht einheitlich; vgl. Peel/Goudkamp (Hrsg.),
Winfield & Jolowicz on Tort, 19. Aufl. 2014, Rdnr. 21-002.

41 Vgl. Morgan, Vicarious Liability for Independent Contractors?, (2015)
31 Professional Negligence 225;Witting (Fn. 39), S. 624 ff.; Peel/Goud-
kamp (Fn. 40), Rdnr. 21-008 ff. Zur grunds�tzlichen Unterscheidung
zwischen abh�ngigen und unabh�ngigen Gehilfen in weiteren Rechts-
ordnungen vgl. Koziol (Hrsg.), Comparative Stimulations for Develop-
ing Tort Law, 2015, S. 186.

42 Cox v Ministry of Justice [2016] 2WLR 806, Rdnr. 30 f.
43 Vgl. etwa Cox v Ministry of Justice [2016] 2WLR 806, Rdnrn. 29 ff., 55.

Vgl. ferner Collins, Independent Contractors and the Challenge of Verti-
cal Disintegration to Employment Protection Laws (1990) 10 Oxford
Journal of Legal Studies 353.

44 Vgl. Various Claimants v Catholic Child Welfare Society [2013] 2 AC 1,
Rdnr. 36 ff.;Market Investigations v Minister of Social Security [1969] 2
QB 173, 183; Deakin/Johnston/Markesinis, Markesinis & Deakin’s Tort
Law, 7. Aufl. 2012, S. 556;Witting (Fn. 39), S. 625 f.

45 Vgl. z.B. Peel/Goudkamp (Fn. 40), Rdnr. 21-011: „Nowadays it is com-
mon to take a

,

composite approach’ in which the various elements of the
relationship are considered as awhole.“

46 [2013] QB 722.
47 Vgl.Ward LJ in E v English Province of Our Lady of Charity [2013] QB

722, Rdnr. 73 sowie Kidner, Vicarious liability: for whom should the
„employer“ be liable?, (1995) 15 Legal Studies 47; Witting (Fn. 39),
S. 625 ff.

48 Various Claimants v Catholic Child Welfare Society [2013] 2 AC 1,
Rdnr. 47 ff.

 5 / 10



 

Regelbeispiele und -merkmale durch Lord Phillips of Worth
Matravers best�tigt und erg�nzt.49 Danach sei eine vicarious
liability in der Regel50 dann zu bejahen, wenn der Arbeitge-
ber Mittel und M�glichkeiten hat, die T�tigkeit zu versi-
chern um eine allf�llige Haftung zu decken. Ferner, wenn
die T�tigkeit in seinem Interesse unternommen wird und die
T�tigkeit Teil seines Gesch�ftsmodells ist, sowie in jenen
F�llen, in denen er durch die Besch�ftigung das Risiko einer
unerlaubten Handlung hervorgerufen hat und der Arbeitge-
ber einen gewissen Grad an Kontrolle �ber seinen Arbeit-
nehmer hat.51 Die bereits erw�hnte j�ngere Tendenz zu einer
weitergehenden Flexibilit�t im Rahmen des Rechtsinstituts
wurde zuletzt auch in der Rechtssache Cox deutlich. Recht
deutlich verwiesen die in der Sache befassten Richter da-
rauf, dass durchaus mehr Fallgestaltungen den Vorausset-
zungen der vicarious liability unterfallen k�nnten, jedoch,
und dies ist zu betonen, diese Haftung jedenfalls keine Kla-
gen erfassen k�nne, in denen der Unternehmer im Grunde
selbstst�ndig t�tig sei.52 Ohnedies ist zu erg�nzen, dass sich
englische Gerichte hinsichtlich der Frage, ob auch eine juris-
tische Person servant sein k�nne, bis heute noch nicht ge�u-
ßert haben.53 Die M�glichkeit einer solchen Entwicklung
wird in der Literatur zwar grunds�tzlich bejaht, aber im Er-
gebnis als recht unwahrscheinlich bewertet.54

F�r die Bejahung eines Anspruches aus vicarious liability
gilt es daher nunmehr zu pr�fen, ob die soeben geschilderten
Anhaltspunkte den Schluss nahelegen, dass ein relevantes
Arbeits- oder – noch naheliegender – arbeits�hnliches
Rechtsverh�ltnis zwischen der pakistanischen Fabrik und
der deutschen Textilh�ndlerin zur Zeit des Brandes vorlag.
Ausschlagend d�rfte dabei neben dem Grad der Integration
der Herstellung in Pakistan in die Gesch�ftsabl�ufe der deut-
schen Textilh�ndlerin das Ausmaß der Kontrolle der deut-
schen Textilh�ndlerin �ber die pakistanische Fabrik sowie
die Frage der Erzeugung des dort belegenen Risikos sein.
Dabei liegt bereits f�r die Frage der betrieblichen Integrati-
on im Rahmen des entrepreneur tests55 ein abschl�giges Er-
gebnis nahe, weil die pakistanische Fabrik als ein eigenst�n-
diges Unternehmen und wohl auch auf eigene Rechnung t�-
tig gewesen sein d�rfte. Ein anderes Ergebnis d�rfte sich
auch nicht daraus ergeben, dass die deutsche Textilh�ndlerin
der �ffentlichkeit einen code of conduct f�r die Zusammen-
arbeit mit Zulieferern pr�sentiert. Es ist u.E. fernliegend,
dass Gerichte die �ffentlichkeitswirksame Aufstellung ethi-
scher Leitlinien f�r Zulieferer mit der Integration dieser
Zulieferer in den innerbetrieblichen Ablauf des Textilver-
triebs gleichsetzen w�rden. Die mutmaßlich anzutreffenden
Argumente der Gerichte d�rften daraus hinauslaufen, dass
die Formulierung ethischer Verhaltensmaßst�be nicht not-
wendigerweise mit der Kontrolle �ber einen Zulieferer-
betrieb gleichzuhalten sei. Sodann d�rfte auch darauf abge-
stellt werden, dass das Verh�ltnis zwischen der deutschen
Textilh�ndlerin und der pakistanischen Fabrik kein arbeits-
�hnliches Rechtsverh�ltnis darstellt, weil beide Unterneh-
men einen tats�chlich eigenen Gegenstand – einerseits Pro-
duktion dort, andererseits Vertrieb hier – hatten.

Jedoch, und dies ist zu betonen, geben sich Gerichte in der
Regel nicht mit der Ablehnung von „Tatbestandsmerkma-
len“ zufrieden, sondern suchen die zugrunde liegende
Rechtsbeziehungen zutreffend zu er�rtern. Hier d�rfte es
daher so liegen, dass zwar kein unmittelbares Weisungsrecht
der deutschen Textilh�ndlerin vorliegt, aber �konomische
Hebelwirkung ber�cksichtigt werden w�rde. Die Rechtssa-
chen E v English Province of Our Lady of Charity und Va-

rious Claimants v Catholic Child Welfare Society sprechen
insoweit von accountability,56 was wohl im weitesten Sinne
gerade durch den code of conduct ausdr�cklich angespro-
chen wird; dies k�nnte f�r die Beurteilung des Falles letzt-
endlich als entscheidend gewertet werden. Sofern Gerichte
eine solche accountability bejahen wollten, bedarf es frei-
lich hinreichend klarer Anhaltspunkte f�r eine solche �ber-
nahme von Verantwortung, die gerade nicht ausschließlich
darin liegen sollte, dass die juristischen Personen miteinan-
der in etwa vertraglichen Verh�ltnissen aneinander gebun-
den sind.57

Ferner ist eine Risikoerh�hung in der Sph�re der Besch�f-
tigten zu erw�gen. Zu fragen w�re daher, ob die deutsche
Textilh�ndlerin unmittelbar das Risiko hervorgerufen hat,
dass es zu Sch�den der Belegschaft der pakistanischen Fa-
brik kommen konnte. Ob eben jene Unmittelbarkeit, also
das Hervorrufen des Risikos allein durch die Beklagte, ge-
geben ist, erscheint zweifelhaft. Ausweislich der �ffentlich
zug�nglichen Dokumente produzierte die evident gef�hrli-
che pakistanische Fabrik bereits vor der Zusammenarbeit
mit der deutschen Textilh�ndlerin Bekleidung, und auch
w�hrend der Zusammenarbeit wurde Bekleidung keines-
wegs exklusiv f�r die Beklagte hergestellt.58 Argumentierte
man an dieser Stelle, dass die Zusammenarbeit jedenfalls
das Wachstum der Fabrik anregte,59 k�nnte sich dies als
Pyrrhussieg erweisen, weil dies als erheblicher Anhalts-
punkt daf�r gewertet werden d�rfte, dass es sich bei der pa-
kistanischen Fabrik um eine selbstst�ndige Unternehmerin
handelte.

Festzuhalten ist damit zun�chst, dass ganz verschiedene Vo-
raussetzungen einer vicarious liability durchaus zweifelhaft
erscheinen. Gelingt jedoch der Nachweis, dass es sich bei
der Zusammenarbeit der deutschen Textilh�ndlerin und der
pakistanischen Fabrik um ein arbeits�hnliches Rechtsver-
h�ltnis gehandelt hat, welches das Risiko der pakistanischen
Arbeiter unmittelbar hervorrief, sind die weiteren Vorausset-

268 RIW Heft 5/2017 Thiede/Bell, Klagen clever kaufen!

49 Various Claimants v Catholic Child Welfare Society [2013] 2 AC 1,
Rdnr. 35. Nach Cox v Ministry of Justice [2016] 2 WLR 806, Rdnr. 20 f.
d�rften das erste und das f�nfte (nach der CCWS-Nummerierung) Merk-
mal freilich nicht von eigenst�ndiger Bedeutung sein.

50 Vgl. Various Claimants v Catholic Child Welfare Society [2013] 2 AC 1,
Rdnr. 35: „There is no difficulty in identifying a number of policy rea-
sons that usually make it fair, just and reasonable to impose vicarious
liability on the employer when these criteria are satisfied…“ (Hervorhe-
bung der Autoren).

51 Vgl. auch die vonKoziol (Fn. 41), S. 15 ff. herangezogenenMerkmale.
52 Vgl. Lord Reed in Cox v Ministry of Justice [2016] 2 WLR 806, Rdnr.

29: „It results in an extension of the scope of vicarious liability beyond
the responsibility of an employer for the acts and omissions of its em-
ployees…but not to the extent of imposing such liability where a tortfea-
sor’s activities are entirely attributable to the conduct of a recognisably
independent business…“.

53 Vgl.Morgan, (2015) 31 Professional Negligence 288ff. Vgl. zur Rechts-
lage im deutschsprachigen Raum j�ngst Angyan, Juristische Personen
als Besorgungsgehilfen, J.Bl. 2016, 289, 291.

54 Witting (Fn. 39), S. 631 f., 649 f. sieht die ganz allgemeine Grundlage
der vicarious liability – soweit es sich bei der Beklagten um eine juris-
tische Person handelt – in der Notwendigkeit, einen zahlungsf�higen
Schuldner zu gew�hrleisten und auf diesen angemessen pr�ventiv einzu-
wirken. Die Ausbreitung sei folglich nicht erforderlich.

55 E v English Province of Our Lady of Charity [2013] QB 722, Rdnr 73.
56 Vgl.Ward LJ in E v English Province of Our Lady of Charity [2013] QB

722, Rdnr. 76; Lord Phillips in Various Claimants v Catholic Child Wel-
fare Society [2013] 2 AC 1, Rdnr. 49.

57 Vgl. Morgan, (2015) 31 Professional Negligence 276 ff., der eine Haf-
tung f�r selbstst�ndige Unternehmer in Betracht zieht.

58 Darstellung des European Center for Constitutional and Human Rights,
online unter: ahttps://www.ecchr.eu/de/879.htmlA (22. 2. 2017) und Der
Spiegel, Zuverl�ssiger Lieferant vom 22. 10. 2012, online unter: ahttp://
www.spiegel.de/spiegel/print/d-89234400.htmlA (22. 2. 2017).

59 Siehe oben Fn. 58.
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zungen zu bejahen: Die pakistanische Fabrik hat angesichts
der katastrophalen Arbeits- und Sicherheitsbedingungen
eine unerlaubte Handlung gerade innerhalb dieser abh�ngi-
gen Besch�ftigung60 zu vertreten, die sodann der deutschen
Textilh�ndlerin zuzurechnen w�ren.

b) Haftung f�r das Verhalten von „independent
contractors“

Zwei weitere Rechtsinstitute des common law k�nnten vor-
liegend einschl�gig sein. Einerseits k�nnte in denjenigen
F�llen, in denen eine vicarious liability de facto nicht vor-
liegt, weil es an dem entsprechenden Rechtsverh�ltnis zwi-
schen den Parteien fehlt, eine Haftung f�r undelegierbare
Sorgfaltspflichten (non-delegable duty) vorliegen.61 Ande-
rerseits ist ferner eine verschuldensunabh�ngige Haftung
eines Auftraggebers (principal) f�r die unerlaubten Hand-
lungen seines Auftragnehmers (agent) in Erw�gung zu
ziehen. Letzteres Rechtsinstitut wird von einigen wenigen
Vertretern der Literatur der vicarious liability zugerechnet;
diesem Ansatz wird vorliegend schon deshalb nicht gefolgt,
weil dies unn�tige begriffliche Verwirrung stiftet und ohne-
dies keine weiteren Konsequenzen f�r den hiesigen Untersu-
chungsgegenstand haben d�rfte.62

aa) Undelegierbare Sorgfaltspflichten
(non-delegable duties)

Non-delegable duties liegen dann vor, wenn eine Partei der
anderen eine pers�nliche Pflicht schuldet, die rechtlich nicht
durch einen Dritten erf�llt, also auch nicht an diesen dele-
giert werden kann.63 Wann eine solche Situation vorliegt, ist
– dem Charakter des common law als Fallrecht geschuldet –
zun�chst nur begrenzt einer Abstrahierung und Systemati-
sierung zug�nglich.64 Anerkannt sind Fallgestaltungen65 in
denen die Nicht�bertragbarkeit der pers�nlichen Pflicht be-
sonders gesetzlich geregelt ist, ferner die St�tzung des Erd-
bodens zwischen Nachbarn, Br�nde, bei denen der �ber-
sprung etwa auf andere Geb�ude droht,66 Rylands v Flet-
cher-Haftungskonstellationen,67 die Gef�hrdung von Ver-
kehrsteilnehmern durch Straßenarbeiten und von Patienten
in Krankenh�usern68, Gesundheits- und Sicherheitsmaßnah-
men im konkreten Arbeitsverh�ltnis69 sowie ganz besonders
gef�hrliche Aktivit�ten (ultra-hazardous activities).70

Keine dieser anerkannten Fallkonstellationen ist vorliegend
einschl�gig, sodass die Kl�ger den Versuch unternehmen
m�ssten, eine neue Fallgruppe zu etablieren. Die Vorgehens-
weise hierf�r ebenso wie eine gewisse Abstrahierung der
non delegable duty-Konstellationen erfolgte 2013 in der
Rechtssache Woodland v Essex County Council.71 Ausweis-
lich dieser Entscheidung und den Er�rterungen von Lord
Sumption72 bedarf es zur Begr�ndung einer neuen Fallgrup-
pe jedenfalls f�nf Voraussetzungen, namentlich eines be-
stehenden Verh�ltnisses zwischen den Parteien, in denen
sich eine Partei zum positiven Schutz einer bestimmten Per-
sonengruppe verpflichtet (assumption of duty) und diese
Pflicht aufgrund des Rechtsverh�ltnisses pers�nlicher Natur
ist.73 Auf Seiten der gesch�tzten Personengruppe ist zuletzt
ein gefestigtes Vertrauen zu fordern; dies soll jedoch dann
nicht gelten, wenn ein besonderer Grad der Abh�ngigkeit
zwischen den Parteien besteht.74

Besteht also ein solches Rechtsverh�ltnis zwischen der deut-
schen Textilh�ndlerin und den Arbeitern in der pakistani-
schen Fabrik bzw. deren Hinterbliebenen? In erster Linie
liegt doch nur ein mittelbares Verh�ltnis zwischen Arbeitern

und der pakistanischen Fabrik sowie zwischen dieser und
der deutschen Textilh�ndlerin vor. Selbst unter Ber�cksichti-
gung des code of conduct hat die deutsche Textilh�ndlerin
bei Verst�ßen allenfalls die M�glichkeit, der pakistanischen
Fabrik Sanktionen aufzuerlegen, hat also keinerlei unmittel-
bare Kontrolle und keine unmittelbaren Pflichten gegen�ber
den dortigen Arbeitern �bernommen.75 Schließlich wird es
sich nicht um eine pers�nliche Pflicht der deutschen Textil-
h�ndlerin gehandelt haben, weil die Arbeitsbedingungen
und Sicherheitsmaßnahmen durch den tats�chlichen Arbeit-
geber, d.h. die pakistanische Fabrik festzulegen waren. Da-
mit fehlt es schlussendlich am dem Schutzverh�ltnis im
Sinne der Ausf�hrungen von Lord Sumption im obigen Ur-
teil.76

bb) Haftung f�r das Verhalten eines Vertreters
(liability for an agent)

Der Vollst�ndigkeit halber ist in der gebotenen K�rze auf die
Haftung f�r Handlungen von Stellvertretern einzugehen.77

Eine solche Haftung erfasst Arbeitnehmer, aber auch inde-
pendent contractors und unbezahlte Hilfspersonen.78 Viele
Rechtsfragen sind in diesem wichtigen Rechtsbereich strit-

Thiede/Bell, Klagen clever kaufen! Heft 5/2017 RIW 269

60 Als gewichtige, j�ngste und in der Sache recht großz�gige Entscheidung
vgl. Mohamud v WM Morrison Supermarkets [2016] 2 WLR 821 und
aus der Literatur:Deakin/Johnston/Markesinis (Fn. 44), S. 567 ff.

61 Der Unterschied zur vicarious liability liegt in der direkten Sorgfalts-
pflicht zwischen Beklagten und Kl�ger; vgl. Giliker (Fn. 38), S. 116 f.
Zur Mindermeinung, die die non-delegable duty-Haftung sogar als eine
Ausweitung der vicarious liability selbst versteht vgl. Giliker, ebda.,
S. 117, 124 undMorgan, (2015) 31 Professional Negligence 235 („func-
tionally identical“). Zu beachten ist ferner, dass ein Entlastungsbeweis
etwa deutschen Zuschnittes nicht vorgesehen ist: Unabh�ngig von einer
sorgf�ltigen Auswahl und Aufsicht ist eine Haftung gegeben; vgl. aus-
dr�cklich Deakin/Johnston/Markesinis (Fn. 44), S. 583. Umstritten und
unklar sind die Natur der Haftung sowie die Abgrenzung zum tort of
negligence; vgl hierzu. Lunney/Oliphant, Tort Law: Text and Materials,
5. Aufl. 2013, S. 844;Witting, Breach of the non-delegable duty: Defen-
ding limited strict liability in tort (2006) 29(3) University of New South
Wales Law Journal 33; Barak, Mixed and vicarious liability – a sug-
gested distinction (1966) 29Modern Law Review 160.

62 Vgl. Beuermann, Dissociating the Two Forms of So-Called „Vicarious
Liability“, in: Pitel/Neyers/Chamberlain, Tort Law: Challenging Ortho-
doxy, 2013, S. 463 ff.

63 Vgl. Lord Sumption in Woodland v Essex County Council [2014] AC
537, Rdnr. 4.

64 So etwa Lord Sumption inWoodland v Essex County Council [2014] AC
537, Rdnr. 6;Deakin/Johnston/Markesinis (Fn. 44), S. 583 ff.

65 Vgl. Lunney/Oliphant (Fn. 61), S. 840; Alcock v Wraith [1991] NPC
135.

66 Vgl. Lunney/Oliphant (Fn. 61), S. 840: „Escape of fire“, nicht jedoch
wie vorliegend, der Ausbruch eines Feuers.

67 Rylands v Fletcher (1868) LR 3 HL 330.
68 Vgl. Denning LJ in Cassidy v Ministry of Defence [1951] 2 KB 343,

362 ff.;Giliker (Fn. 38), S. 118.
69 So etwaWilsons &Clyde Coal v English [1938] AC 57. Das ist hier nicht

der Fall, weil die Kl�ger selbst ganz klar keine Arbeitnehmer des Be-
klagten sind.

70 Vgl. exemplarisch Biffa Waste Services Ltd v Maschinenfabrik Ernst
Hese GmbH [2009] QB 725. Eine mit Biffa Waste ganz besonders ge-
f�hrliche Arbeit liegt u. E. grunds�tzlich nicht vor.

71 [2014] AC 537.
72 Lord Sumption in Woodland v Essex County Council [2014] AC 537,

Rdnr. 23.
73 Lord Sumption in Woodland v Essex County Council [2014] AC 537,

Rdnr. 7.
74 Lord Sumption in Woodland v Essex County Council [2014] AC 537,

Rdnr. 12 unter Verweis aufWhite v Jones [1995] 2 AC 207 sowie Dorset
Yacht v Home Office [1970] AC 1004.

75 Lord Sumption inWoodland v Essex County Council [2014] AC 537,
Rdnr. 23.

76 Lord Sumption inWoodland v Essex County Council [2014] AC 537,
Rdnr. 23.

77 Vgl. Lunney/Oliphant (Fn. 61), S. 816, 838 ff.; Witting (Fn. 39),
S. 641 ff.

78 Beuermann (Fn. 62), S. 466; vgl. auch § 185 Contract Act 1872.

 7 / 10



 

tig;79 im hiesigen Kontext besonders bedeutsam d�rfte dabei
sein, dass jedenfalls die Literatur eine Anwendung auf juris-
tische Personen als Vertreter oder Vertretenem deutlich ab-
lehnt.80

Im pakistanischen Recht ist die Stellvertretung im Kapitel X
des Contract Act 1872 (Vertragsgesetz) geregelt. Dort wird
als agent in § 182 eine Person definiert, die zum Zweck der
Durchf�hrung einer Handlung f�r einen Anderen oder der
Vertretung eines Anderen in Gesch�ften mit Dritten einge-
setzt wird.81 Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Die pa-
kistanische Fabrik hatte keine Befugnis, die deutsche Textil-
h�ndlerin (insbesondere gegen�ber den eigenen Arbeitern)
vertraglich zu verpflichten. Ohnedies produzierte die paki-
stanische Fabrik zun�chst aus eigenem Anlass und verkaufte
diese Produkte sodann an die deutsche Textilh�ndlerin; es
handelte sich wohl eher um einen Kaufvertrag denn um eine
Stellvertretung.82

4. Direkte Fahrl�ssigkeitshaftung (tort of negligence)

Beim tort of negligence handelt es sich um eine Haftung f�r
ein Verhalten, welches gegen den zu erwartenden Verhal-
tensstandard einer vern�nftigen Person an der Stelle des
Sch�digers verst�ßt und dadurch einen Schaden verursacht.
Zur Begr�ndung des Anspruchs muss der Sch�diger gegen-
�ber dem Gesch�digten eine Sorgfaltsplicht haben (duty of
care), gegen diese Pflicht verstoßen haben (breach of duty)
sowie dem Gesch�digten hierdurch ein einklagbarer Scha-
den entstanden sein (actionable damage caused).

Bei den dergestalt sanktionierten duties handelt es sich nicht
um allgemeine Sorgfaltspflichten, sondern nur um jene, die
von einer bestimmten Person83 einer anderen unter klar um-
rissenen Umst�nden geschuldet sind.84 Aufgrund des Fall-
rechtscharakters des common law ist es wiederum nicht
m�glich, eindeutig und abschließend festzulegen, wann eine
solche Sorgfaltspflicht vorliegt;85 in der j�ngeren Rechtspre-
chung finden sich allerdings mit dem sog. Caparo-Test,86

F�llen der �bernahme der Verantwortung (assumption of re-
sponsibility) und incrementalism drei Herleitungen f�r eine
solche duty.87

Eine Sorgfaltspflicht der deutschen Textilh�ndlerin f�r die
pakistanischen Fabrikarbeiter w�re z.B. in Analogie zu j�n-
geren Pr�zedenzf�llen zu entwickeln, in denen die Gerichte
eine solche Sorgfaltspflicht zwischen einer Muttergesell-
schaft und Arbeitnehmern einer Tochtergesellschaft bejaht
haben.88 Einschl�gig ist dabei die Entscheidung in Chandler
v Cape.89 In dieser Rechtssache wurde eine Pflicht zu Ge-
sundheits- und Sicherheitsmaßnahmen der Muttergesell-
schaft gegen�ber den Mitarbeitern ihrer Tochtergesellschaft
angenommen, weil die Mitarbeiter der Tochtergesellschaft
im Rahmen ihrer T�tigkeit Asbest90 ausgesetzt waren. Das
Gericht formulierte f�r seine Annahme vier – nicht abschlie-
ßende91 – Bedingungen: Demnach m�ssen Mutter- und
Tochtergesellschaft hinsichtlich der relevanten Sorgfalts-
pflicht in einem vergleichbaren Gesch�ftsbereich t�tig ge-
wesen sein. Die Muttergesellschaft m�sste bessere Kennt-
nisse hinsichtlich der jeweils einschl�gigen Sorgfaltsstan-
dards gehabt haben oder haben m�ssen. Die Mutterge-
sellschaft m�sste um die konkrete Gef�hrlichkeit der Ar-
beitsbedingungen bei der Tochtergesellschaft wissen oder
h�tte darum wissen m�ssen, und die Muttergesellschaft
wusste oder h�tte vorhersehen m�ssen, dass die Arbeitneh-
mer der Tochtergesellschaft darauf vertrauen w�rden, dass

sie ihre besseren Kenntnisse auch zum Schutz der Arbeit-
nehmer der Tochtergesellschaft einbringen w�rde.92

F�r die Anwendung der Prinzipien aus Chandler k�nnte es
also zun�chst von Bedeutung sein, ob es sich bei der deut-
schen Textilh�ndlerin und der pakistanischen Fabrik um
Mutter- bzw. Tochtergesellschaften handelte. Zwingend
scheint dies freilich nicht, weil Lady Justice Arden eine sol-
che Mutter-Tochter-Beziehung in Chandler zwar er�rtert,
diese aber nicht explizit voraussetzt. Gleichwohl wird man
eine ganz erhebliche N�hebeziehung zwischen den Gesell-
schaften vom Zuschnitt derjenigen in Chandler verlangen
m�ssen; hier bedurfte jedweder Kapitalaufwand der Tochter
der vorherigen Zustimmung der Muttergesellschaft.93 Dies
d�rfte vorliegend kaum einschl�gig sein; bestenfalls k�nnte
man davon ausgehen, dass die deutsche Textilh�ndlerin eine
gewisse finanzielle Hebelwirkung hinsichtlich der pakista-
nischen Fabrik hatte – eine weisungsgebundene Gesellschaft
scheint diese nicht gewesen zu sein. Ohnedies findet sich in
Chandler die Andeutung, dass die Haftung wohl abgelehnt
worden w�re, wenn nicht systemische M�ngel der Umset-
zung der Weisungen im Raum gestanden h�tten, sondern
M�ngel bei der Umsetzung einzelner Maßnahmen, die der
Tochtergesellschaft �berlassen wurden.94 Auf den vorliegen-
den Fall gem�nzt k�nnte dies daher den Beweis vorausset-
zen, dass die deutsche Textilh�ndlerin im Rahmen eines
�bergreifenden Systems versagte. Hier scheint es nahelie-
gender, dass dies verletzte Sorgfalt gegen�ber den Arbeitern
allein in der (von der deutschen Textilh�ndlerin nicht rele-
vant beeinflussten) Sph�re der pakistanischen Fabrik lag.

Hinsichtlich der in Chandler angesprochenen besseren
Kenntnis der Muttergesellschaft in Bezug auf die Notwen-
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79 Lunney/Oliphant (Fn. 61), S. 641 ff. m.w.N.
80 Vgl.Morgan, (2015) 31 Professional Negligence 294 ff.
81 „[A] person employed to do any act for another or to represent another in

dealings with third persons.“
82 Es fehlt u. E. an einer „Autorisierung“ bzw. Vollmacht im gemeinten

Sinn; vgl. Beuermann (Fn. 62), S. 469. Jene Autorin verweist auch da-
rauf, dass es nur zwei Ausnahmen zu einer engen vertragsrechtlichen
Auffassung von agent gibt (Beuermann, ebda., S. 470 f.): Arbeitnehmer
von Rechtsanw�lten, die Klienten betr�gen, sowie Fahrzeugf�hrer, die
f�r die Eigent�mer der Fahrzeugen fahren. Vgl.Witting (Fn. 39), S. 666;
Peel/Goudkamp (Fn. 40), Rdnr. 21–015, dessen Herausgeber in �hnli-
cher Weise diese Haftung – sowie die Verwendung des Konzeptes der
Stellvertretung im Rahmen der vicarious liability – ablehnen.

83 Im vorliegenden Fall ist dabei zun�chst zu untersuchen, ob eine duty
zwischen der deutschen Textilh�ndlerin und den Arbeitern in der paki-
stanischen Fabrik angenommen werden kann. Nur wenn dies bejaht wer-
den kann, ist sodann zu untersuchen, ob diese duty auch f�r deren Hin-
terbliebene wirkt.

84 Peel/Goudkamp (Fn. 40), Rdnrn. 5-007, 5-009, 5-013.
85 Vgl. Peel/Goudkamp (Fn. 40), Rdnrn. 5-019, 5-023.
86 Benannt nach Caparo Industries v Dickman [1990] 2 AC 605. Demnach

muss (1) der Sch�diger vorhersehen k�nnen, dass sein Verhalten dem
Gesch�digten schaden k�nne (foreseeability), (2) eine N�hebeziehung
zwischen dem Sch�diger und dem Gesch�digten bestanden haben (pro-
ximity) und (3) die Auferlegung einer solchen Pflicht fair, gerecht und
angemessen (fair, just and reasonable) sein.

87 Vgl. Peel/Goudkamp (Fn. 40), Rdnr. 5-019; Customs and Excise Com-
missioners v Barclays Bank [2007] 1 AC 181.

88 Eine grundlegende Kontrolle f�r eine solche Herleitung bildet dabei der
sog. Caparo-Test; vgl. hierzu Fn. 86.

89 [2012] 1 WLR 3111; j�ngst in Lungowe v Vedanta Resources [2016]
EWHC 975 angewandt.

90 Vgl. auchConnelly v RTZ Corp (No. 3) [1999] CLC 533.
91 Vgl. Arden LJ in Chandler v Cape [2012] 1 WLR 3111, Rdnr. 80

(„Those circumstances include a situation where …“); vgl. hierzu Tom-
linson LJ in Thompson v Renwick Group [2014] EWCA Civ 635, Rdnr.
33: „It is clear that Arden LJ intended this formulation to be descriptive
of circumstances in which a duty might be imposed rather than exhaus-
tive of the circumstances in which a duty may be imposed.“

92 Chandler v Cape [2012] 1WLR 3111, Rdnr. 80.
93 Chandler v Cape [2012] 1WLR 3111, Rdnr. 73.
94 Chandler v Cape [2012] 1WLR 3111, Rdnr. 74.
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digkeit von Sicherheitsmaßnahmen ist f�r den hiesigen Fall
zu erg�nzen, dass die Asbestgefahr, die in Chandler Thema
war, erst durch einen mit der dortigen Muttergesellschaft
verbundenen Wissenschaftler nachgewiesen worden war.95

Ein derartig spezifisches Sonderwissen scheint im Fall der
deutschen Textilh�ndlerin im Ergebnis eher fernliegend.
Dies auch, weil es bei der Bekleidungsproduktion industrie-
weite Standards gibt und es so an einem Sonderwissen und
einer derartigen Informationsasymmetrie fehlt.

Unterstellt man den Nachweis eines ausreichenden rechtli-
chen Verh�ltnis zwischen deutscher Textilh�ndlerin und pa-
kistanischer Fabrik und eine bessere Kenntnis der notwendi-
gen Sorgfalt auf Seiten der Beklagten, ist sodann mit der
Rechtssache Caparo zu fragen, ob die Auferlegung der
Pflicht zu Lasten der deutschen Textilh�ndlerin fair, just and
reasonable ist. Bei dieser Pr�fung geht es keineswegs dar-
um, die Auferlegung einer solchen Pflicht mit allgemeinen
Gerechtigkeitsgr�nden zu rechtfertigen,96 sondern ob es
Gr�nde der public policy gibt, die zur Ablehnung einer zu-
n�chst positiv zu unterstellenden Pflicht f�hren.97 Aus-
schlaggebend f�r eine solche Ablehnung d�rfte dabei insbe-
sondere das sog. floodgates-Argument98 sein, wonach eine
uferlose Ausbreitung einer unbestimmten Haftung zu ver-
meiden ist. Die Gerichte w�rden sehr wahrscheinlich be-
r�cksichtigen, dass die deutsche Textilh�ndlerin �ber eine
Vielzahl von Zulieferern verf�gen d�rfte und ihre Haftungs-
risiken schlussendlich kaum �berschaubar w�ren. Mutmaß-
lich w�rde ein solches Argument mit dem Hinweis unter-
mauert, dass es sich vorliegend auch nicht um einen Fall
einer Haftung der Muttergesellschaft f�r ihre Tochter han-
delte, sodass die Zurechnung jeder einzelnen Rechtsbezie-
hungen der Zulieferer tats�chlich als nicht hinreichend ein-
grenzbar gewertet werden w�rde.

Ferner w�rde ein Gericht sehr wahrscheinlich auf die tat-
s�chlichen lang- und mittelfristigen Folgen einer solchen
Haftung wie folgt abstellen: Wenn jene Zulieferer, welche
Sicherheits- und Arbeitsschutzmaßnahmen einf�hrten, sich
allein aufgrund der Einf�hrung solcher Maßnahmen mit ei-
ner weitgreifenden Haftung konfrontiert s�hen, w�rde ein
Anreiz geschaffen, solche Maßnahmen zu unterlassen. Dies
liefe jedoch evident einer public policy zuwider.

Dabei ist es im common law durchaus anerkannt die anzu-
wendenden Sorgfaltspflichten in kleinen Schritten fortzu-
entwickeln (incremental broadening). Freilich w�rde die
hier vorzunehmende Ausweitung im Rahmen dieses Kon-
zeptes wahrscheinlich als zu sprunghaft angesehen werden.
In einer solchen Situation k�nnen Gerichte auf ein weiteres
Konzept ausweichen, namentlich jenes der Bestimmung ei-
ner duty anhand der assumption of responsibility, also der
�bernahme einer Schutzpflicht angesichts des allf�lligen
Vertrauens des Gesch�digten auf einen Schutz durch Dritte
aufgrund einer vorherigen �bernahme. Ein zutreffender
Ausgangspunkt w�re in der hier vorliegenden Fallkonstella-
tion wohl die Entscheidung Watson v British Boxing Board
of Control:99 In diesem Fall wurde angesichts der komplet-
ten Regulierung des professionellen Boxsports durch den
Beklagten, dessen besonderer Kenntnisse, das Vertrauen
des Kl�gers auf die kenntnisreiche Regulierung und das
Wissen des Beklagten eine duty bejaht. Vordergr�ndig
scheint dieser Fall auf den vorliegenden �bertragbar zu
sein: Anders als in Chandler handelt es sich vorliegend
nicht um eine Informationsasymmetrie zwischen der deut-
schen Textilh�ndlerin und der pakistanischen Fabrik, son-

dern zwischen der deutschen Textilh�ndlerin und den
pakistanischen Arbeitern.100 Freilich wird man auch hier
die Frage der Kontrolle und der daraus resultierenden Ver-
antwortung nicht �bergehen k�nnen; schließlich hatte die
deutsche Textilh�ndlerin allenfalls die M�glichkeit, die ver-
traglichen Beziehungen zur pakistanischen Fabrik abzubre-
chen, sofern sich diese nicht an den code of conduct hielt.
Zu bedenken ist auch, dass in Watson v British Boxing
Board of Control die beklagte Board Control den gesamten
professionellen Boxsport regulierte,101 w�hrend die deut-
sche Textilh�ndlerin keineswegs eine solche Rolle im Be-
kleidungsgewerbe innehat. Selbst wenn man daher unter-
stellte, dass der code of conduct hinreichend spezifische
Regelungen vorh�lt, erscheint es zweifelhaft, ob die noch
begrenztere Rolle der Textilh�ndlerin eine derartige as-
sumption �berhaupt begr�nden kann. Ohnedies d�rfte die
bereits geschilderte Problematik der Haftungskette auch
hier relevant sein, weil der code of conduct eine assumption
entlang der gesamte(n) Lieferkette(n) decken m�sste.

Neben der assumption m�sste ferner auch die reliance, also
ein Vertrauen der Textilarbeiter dahingehend gegeben sein,
dass die Muttergesellschaft ihre besseren Kenntnisse auch
zum Schutze der Arbeitnehmer der Tochtergesellschaft ein-
bringen w�rde. Nur ganz ausnahmsweise darf ein solches
Vertrauen fehlen.102 Dies wurde bis dato nur dann bejaht,
wenn es sich um eine �ußerst kleine Gruppe der Vertrauen-
den bei voller Kontrolle des vermeintlich Vertrauensw�rdi-
gen gehandelt hat. So waren es etwa in der Rechtssache
White nur die im Testament genannten Parteien, die betrof-
fen waren, wobei allein der Nachlassverwalter die W�nsche
des Erblassers hat durchf�hren k�nnen; inDorset Yachtwur-
den diejenigen erfasst, die in der geographischen N�he Ei-
gentum hatten, wobei die Beamten der streitbefangenen Ju-
gendstrafanstalt vollst�ndige Kontrolle �ber die Insassen
hatten.103 Beide Merkmale – kleiner Personenkreis und voll-
st�ndige Kontrolle – sind in der vorliegenden Fallgestaltung
nicht gegeben, sodass Zweifel an der M�glichkeit des Be-
weises einer reliance durch die pakistanischen Textilarbeiter
angebracht sind.

Unterstellt man, dass eine duty gegen�ber den pakistani-
schen Arbeitern vorliegt, ist sodann deren Verletzung, eine
breach of duty, sowie ein hierdurch verursachter klagbaren
Schaden, ein actionable damage, nachzuweisen. Breach
setzt voraus, dass das Verhalten der Beklagten nicht jenem
einer vern�nftigen Person in der streitgegenst�ndlichen Si-
tuation entsprach.104 Ob ein breach vorliegt, wird wiederum
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95 Chandler v Cape [2012] 1WLR 3111, Rdnr. 76.
96 Obgleich Gerichte zuweilen Pflichten schlicht aus praktischer Notwen-

digkeit zu schaffen scheinen; vgl. etwa White v Jones [1995] 2 AC 207,
insb. 259 f.

97 Vgl. Robertson, On the Function of the Law of Negligence, (2013) 33
OJLS 31.

98 Vgl. Rogers, Keeping the Floodgates Shut: „Mitigation“ and „Limita-
tion“ of Tort Liability in the English Common Law, in: Spier, The Limits
of Liability: Keeping the Floodgates Shut, 1996, S. 82 ff.

99 [2001] QB 1134. Vgl. ferner Wattleworth v Goodwood Road Racing
[2004] PIQR P25.

100 Vgl. Sutradhar v National Environment Research Council [2006] 4 All
ER 490.

101 Watson v British Boxing Board of Control [2001] QB 1134, vgl. ferner
Royal Automobile Club in Wattleworth v Goodwood Road Racing
[2004] PIQR P25 als nationale Zulassungsstelle f�r Rennstrecken.

102 Vgl. die Nachw. in Fn. 74.
103 White v Jones [1995] 2 AC 207; Dorset Yacht v Home Office [1970] AC

1004.
104 Vaughan v Menlove 132 ER 490 = (1837) 3 Bing NC 468; Blyth v Bir-

mingham Waterworks Co 156 ER 1047 = (1856) 11 Ex 781. Man spricht
vom reasonable person test.
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anhand verschiedenster Regelbeispiele und -merkmale wie
folgt beurteilt: Zu ber�cksichtigen sind das Ausmaß des
streitgegenst�ndlichen Schadens,105 die Wahrscheinlichkeit
eines Schadenseintritts,106 die hypothetischen Kosten der
Verhinderung des eingetretenen Schadens107 sowie der ge-
samtgesellschaftliche Nutzen und Bedeutung der Aktivit�t,
die verhindert worden w�re.108 F�r die Beurteilung dieser
Abw�gung stehen keine ausreichenden Informationen zur
Verf�gung. Zweifelsohne w�rden jedoch die sehr erhebli-
chen Verletzungen mit den m�glicherweise immensen Kos-
ten der Kontrolle und Durchsetzung von Schutzstandards in
allen Zuliefererfabriken der deutschen Textilh�ndlerin in
Betracht gezogen werden, wobei sicherlich auch der poten-
tielle Abbruch von Vertragsbeziehungen in die Abw�gung
einbezogen werden w�rde.

Jedenfalls unproblematisch zu bejahen w�re der Eintritt von
Personensch�den, also nicht geringf�giger Verletzungen109

oder eine anerkannter psychiatrische Krankheiten,110 sowie
die Kausalit�t der Pflichtverletzung; hier ist nur zu pr�fen,
ob der Schaden entfallen w�rde oder gemindert w�re, wenn
man den tort hinwegd�chte,111 sowie ob die Art des entstan-
denen Schadens ein nicht zu weit entferntes (not too remote)
Ergebnis der breach of duty, also vern�nftigerweise vorher-
sehbar (reasonably foreseeable) war.112

5. Selbstst�ndige Anspr�che der Hinterbliebenen

Soweit die deutsche Textilh�ndlerin gegen�ber den �berle-
benden Arbeitern der Fabrik selbst haften w�rde, sind weite-
re Anspr�che der Hinterbliebenen denkbar. Dies freilich un-
terliegt noch mehreren weiteren Beschr�nkungen.

Einige der Kl�ger haben offenbar Brandopfer sterben gese-
hen und die Leichen ihrer Kinder unter den Tr�mmern ge-
funden. F�r einen Anspruch im common law m�ssten sie ei-
nen actionable damage nachweisen, so etwa dass sie ange-
sichts dieser Erlebnisse psychisch erkrankt sind; nicht-diag-
nostizierbare St�rungen sind nicht ausreichend.113 Sodann
bedarf es des Nachweises der in der Rechtssache Alcock for-
mulierten Voraussetzungen einer duty of care in F�llen psy-
chischer Erkrankungen infolge der Beobachtung eines
schockierenden Ereignisses.114 Dies umfasst ein enges Ver-
h�ltnis von Liebe und Zuneigung zu dem Opfer, eine eigene
Wahrnehmung in unmittelbar zeitlicher und geographische
N�he sowie die Feststellung, dass die psychische Erkran-
kung auch bei einem Beobachter normaler seelischer St�rke
eingetreten w�re.

6. Gesetzliche Haftung115 f�r t�dliche Unf�lle
(Fatal Accidents Act)

Ist eine Haftung der deutschen Textilh�ndlerin gegen�ber
den pakistanischen Fabrikarbeitern gegeben, sind verschie-
dene Folgeanspr�che zu bedenken: Nach dem pakistani-
schen Fatal Accidents Act 1855, der dem englischen Vorl�u-
fer des heutigen Fatal Accidents Act 1976 nachgebildet
ist,116 haftet der Sch�diger auch den Hinterbliebenen f�r alle
Sch�den im Gefolge des Unfalls.117

VII. Res�mee

Ein ausl�ndisches Recht in der Sache angemessen und rich-
tig anzuwenden, stellt stets eine große Herausforderung f�r
Praktiker dar. Vorliegend wird die Rechtsfindung �berdies
einerseits dadurch erschwert, dass die Kl�ger auf eine Viel-

zahl potentiell einschl�giger Anspruchsgrundlagen zur�ck-
greifen k�nnen, andererseits dadurch, dass viele einzelne,
hier angesprochene Punkte – so etwa die Merkmale einer vi-
carious liability, non-delegable duties und assumption of re-
sponsibility – in der Literatur und Praxis des common law
z.T. heftig umstritten sind. Keiner dieser Anspruchsgrundla-
gen sind dabei nolens volens zu bejahen; es bestehen eine
ganze Reihe kritischer H�rden, die es zu nehmen gilt, wobei
insbesondere dieWirkung des code of conductswohl als ent-
scheidend gelten darf.

Das Verfahren darf mithin nicht nur aus akademischer, son-
dern auch aus praktischer Sicht mit allergr�ßtem Interesse
verfolgt werden.
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105 Vgl. etwa Paris v Stepney Borough Council [1951] AC 367.
106 Vgl. Bolton v Stone [1951] AC 850.
107 Vgl. Latimer v AEC [1953] AC 643.
108 Vgl. Tomlinson v Congleton Borough Council [2004] 1 AC 46.
109 Vgl. Rothwell v Chemical & Insulating Co Ltd [2008] 1 AC 281.
110 Vgl.Hinz v Berry [1970] 2 QB 40.
111 Es geht also um die c.s.q.n f�r sog. faktische Kausalit�t (factual causa-

tion); vgl. etwa Barnett v Chelsea and Kensington Hospital Management
Committee [1969] 1 QB 428.

112 Man spricht vom remoteness of damage-Test f�r die sog. rechtliche Kau-
salit�t oder Umfang der Haftung (legal causation oder scope of the liabi-
lity); vgl. Overseas Tankship (UK) Ltd v Morts Dock & Engineering Co
(The WagonMound) [1961] AC 388.

113 Vgl.Hinz v Berry [1970] 2 QB 40.
114 Vgl. Alcock v Chief Constable of South Yorkshire [1992] 1 AC 310.
115 At common law, d. h. aus Richterrecht (im Gegensatz zu Gesetzesrecht

oder equity) k�nnen keine Anspr�che aus dem Tod eines Menschen er-
wachsen; vgl. Baker v Bolton 170 ER 1033 = (1808) 1 Camp 493.

116 Fatal Accidents Act 1846, der oft als Lord Campbell’s Act bezeichnet
wird, obgleich er von Lord Lyttelton eingef�hrt wurde; vgl. Deschee-
maeker, Solatium and Injury to Feelings: Roman Law, English Law and
Modern Tort Scholarship, in: Descheemaeker/Scott, Iniuria and the
Common Law, 2013, Rdnr. 34.

117 Vgl. § 1 Fatal Accidents Act 1855 (Pakistan) und §§ 1A, 3 Fatal Acci-
dents Act 1976 (UK).
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